
warten (steht), daß durch den Austritt der Vorstandsmitglieder der genannte Verein sei¬

ner endlichen Auflösung entgegengeführt wird“ 24 . Er behielt recht. Alle zehn verließen
den Verein. Eine Versammlung am 10. August fiel aus, da das Bergamt St. Ingbert allen
Teilnehmern mit Kündigung drohte 25

. Das bayrische Innenministerium billigte am 12.

August die bisherigen Maßnahmen. Es sprach sich gegen eine unmittelbare Schließung
des Rechtsschutzvereins aus und befürwortete eine Auflösung ,,ohne directes Ein¬
schreiten der Polizeiorgane“. Statt dessen sei die ,,Anordnung getroffen, daß nur jenen
Bergleuten, welche sich jeweils im Vorstande des Rechtsschutzvereins befinden, der
Austritt aus dem Verein zur Auflage gemacht werde“ 26 .

Am 13. August wählte sich der Rechtsschutzverein einen neuen Vorstand. Drei Tage
später wurde er vor die gleiche Alternative wie seine Vorgänger gestellt 27 und verließ
ebenfalls den Verein. Um das Ultimatum des Bergamtes zu umgehen, änderte der Ver¬
band am 19. August Statut und Namen. Er hieß jetzt ,,Rechtsschutzverein St. Ing¬
bert“, eine für alle Arbeiter offenstehende Organisation 28

. Die Generalversammlung
des Vereins am 24. August nahm dementsprechend acht neue Mitglieder — meist Ge¬
werbetreibende - auf und wählten sie in den Vorstand. Der Maurermeister Peter Gross
war nun 1. Vorsitzender, sein Stellvertreter Peter Hemmerling, als auf den preußischen
Saargruben arbeitender Hauer der einzige Bergmann in der neuen Leitung 29

.

Am 7. September delegierte man Peter Gross zum Bergarbeitertag in Halle 30
. Anschlie¬

ßend fungierte er als Vertreter des deutschen Bergarbeiterverbandes für die Pfalz. Im
November 1890 berief Gross Versammlungen in St. Ingbert, Hassel und Rohrbach ein;
er warb dort für die neue Gewerkschaft und grenzte sich gleichzeitig von der Sozialde¬
mokratie ab 31

. Der Erfolg war spärlich. Bei einer Versammlung in St. Ingbert am 19.

Oktober 1890 machten die anwesenden preußischen Saarbergleute ihren bayrischen
Kollegen sogar ,,bittere Vorwürfe über ihre Nachgiebigkeit gegenüber dem Kgl. Berg¬
amte“ 2’2

. Sie wußten zu diesem Zeitpunkt noch nicht, daß die schleichende Auflösung
des saarpfälzischen Rechtsschutzvereins Pate stehen sollte für die Zerschlagung ihres
eigenen Verbandes.
Im Januar 1892 löste sich der St. Ingberter Rechtsschutzverein freiwillig auf33 . Die we¬
nigen Verbliebenen gingen wohl als verdeckte Mitglieder in der freien Bergarbeiterge¬
werkschaft auf.

24 BR Höchstetter/ZW an OBA/München vom 8. 8. 1890, LASP N 1/236.
25 Dto. vom 11.8. 1890, ebd.
26 Neumayr/IM an Bezirksamt ZW vom 12. 8. 1890, LASP H 3/1867. Die ministerielle Anord¬

nung an das BBA/ZW vom selben Tage LASP N 1/236.
27 Obereinfahrer Rudolph/IGB an BBA/ZW vom 16. 8. 1890, LASP N 1/236. Zweibrücker Zei¬

tung vom 19. 8. 1890. RA Kollmar/ZW schlug in einem Bericht an RP von Braun vom 17. 8.
1890, LASP H 3/1867, erneut die Auflösung vor, da die Sozialdemokraten alle Anstrengungen
machen würden, den Verein im jetzigen Umfange zu erhalten und vielleicht sogar einen be¬
zahlten Vorstand einsetzen würden — angesichts der politischen Kräfteverhältnisse ein typi¬
scher Fall von Hysterie angesichts des auslaufenden Sozialistengesetzes.

28 RA Kollmar/ZW an RP/Speyer vom 23. 8. 1890, LASP H 3/1867. Zweibrücker Zeitung vom
21. 8. 1890. St. Ingberter Anzeiger vom 20. 8. 1890.

29 Zweibrücker Zeitung vom 26. 8. 1890. Bergmeister Günther/IGB an BBA/ZW vom 9. 9.
1890, LASP N 1/236.

30 Zweibrücker Zeitung vom 9. 9. 1890.
31 Zweibrücker Zeitung vom 25. 11. 1890. SJZ vom 18. 11. 1890 (Nr. 271).
32 Feilitzsch/IM an OBA/München vom 5. 11. 1890, Abschrift LASP N 1/236.
33 Zweibrücker Zeitung vom 27. 1. 1892.
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